
15 E 2861/16 

Verwaltungsgericht Hamburg 

Beschluss 

In der Verwaltungsrechtssache 

Herr 1 

Staatsangehorigkeit: Kosovo, 

Prozessbevo llmächtigter : 
Rechtsanwalt Ulf Dreckmann, 
Kampstraße 4, 
20357 Hamburg, 
- 114/2015 - , 

gegen 

- Ant ragsteller -

Freie und Hansestadt Hamburg , vertreten durch die Behörde für 
Inneres und Sport 
Einwohner-Zentralamt , 
-Rechtsabteilung-, 
Amslnckstraße 34, 
20097 Hamburg, 
- E 234/15112303997 - , 

- Antragsgegnerin -

hat das Verwaltungsgericht Hamburg, Kammer 15, am 13. Oktober 2016 durch 

die Vorsitzende Richterin am Verwaltungsgericht Dr Rubbert , 
den Richter am Verwaltungsgericht Dr Kappet. 
den Richter Rodenbusch 

beschlossen: 
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Die Antragsgegnerin wird im Wege der einstweiligen Anordnung verpflichtet, dem Antrag-

steller zu gestatten, umgehend zum Zwe~ke der Eheschließung in Hamburg nach 

Deutschland einzureisen. 

Die Kosten des Verfahrens trägt die Antragsgegnerin nach einem Streftwert von 2.500 €. 
1 

Rechtsmittelbelehrung: 

Gegen diesen Beschluss steht den BeteUigten und sonst von der Entscheidung Betroffenen die Beschwerde 
an das Oberveiwahungsgericht zu. Sie ist Innerhalb von zwei Wochen nach Bekanntgabe des Beschlusses 
schriftfich oder durch ein-mit einer qualifizierten elektronfschen Signatur versehenes und elektronisch Obennit­
teltes Dokument (§ 55a der VerwaltungsgerlchtsordnunQ - VwGO - i.V.m. der Verordnung Ober den elektroni­
schen Rechtsverkehr In Hamburg vom 28. Januar 2008 In der jeweils geltenden Fassung) beim Verwaltungs­
gericht Hamburg, LObeckertordamm 4, 20099 Hamburg. einzulegen. 

Die Beschwerdefrist wird auch gewahrt, wenn die Besd,lwerde innerhalb der Frist beim Hamburglschen Ober­
verwaltungsgericht, LObeckertordamm 4, 20099 Hamburg, schriftlich oder in elektronischer Form (s.o.) ein­
geht. 

Die Beschwe<de ist innerhalb eines Monats nach Beka~ntgabe der Entscheidung zu begrilnden. Oie 8egrOn­
dung ist, sofern sie nicht bereit, mit der Beschwerde v rgelegt worden ist, bei dem Hamburgischen Oberver­
waltungsgericht, LObeckertordamm 4, 20099 Hambu , schriftUch oder In elektronischer Fonn (s.o.) einzu­
reichen. Sie muss einen bestimmten Antrag enthalte111 die Gründe dartegen, aus denen die Entscheidung 
ab~uändem ist oder aufzuheben Ist, und slch mit der anf efochtenen Entscheidung auselnander setzen. 

Eine Beschwerde In Streitigkeiten Ober Kosten, GebOhren und Auslagen ist nur zulässig, wenn der Wert des 
Beschwerdegegenstandes 200,00 EUR übersteigt. ; 1 

Der Beschwerde sowie allen Schriftsätzen sollen - so~rn sie nlcht in elektronischer Form eingereicht werden 
- Abschriften für die Beteiligten beigefügt werden. · t 
Vor dem Oberverwaltungsgericht müssen sich die Jt lligten, außer Im Prozesskostenhltfevef'fahren. durch 
Prozessbevollmächtigte vertreten fassen. Dies gilt auci) für Prozesshandlungen, durch die ein Verfahren vor 
dem Oberverwaltungsgericllt elngeleltet wird. Als Bevdtlmächtigte sind Rechtsanwälte oder Rechtslehrer an 
einer der in § 67 Abs. 2 Satz 1 VwGO genannten Hochschulen mit Befähigung zum Richteramt zugelassen. 
Femer sind die In § 67 Abs. 2 Satz 2 Nr. 3 bis 7 VwGd> bezeichneten Personen und Organisationen als Be,. 
vollmächtlgte zugelassen. Ergänzend wird wegen der telteren Einzelheiten auf § 67 Abs. 2 Salz 3, Abs. 4 
und Abs. 5 VwGO verwiesen. 1· 

l ; 
Hinsichtlich der Festsetzung des Streitwertes steht d~n Beteiligten die Beschwerde an das Hamburgische 
Oberverwaltungsgericht zu. Die Streitwertbeschwerde !l schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeam­
ten der Geschäftsstelle oder in elektronischer Fonn ( .o.) beim Verwaltungsgericht Hamburg, Lübeckertor­
damm 4, 20099 Hamburg, einzulegen. 

Sie Ist spätestens innerhalb von sechs Monaten, nachdem die Entscheidung in der Hauptsache Rechtskraft 
er1angt hat, einzulegen. 

Soweit die Beschwerde gegen die S1reltwertfestsetzung nicht durch das Verwaltungsgericht zugelassen wor­
den ist. Ist erne Beschwerde gegen die Streitwertfestsatzung nur gegeben, wenn der Wert des Beschwerde­
gegenstandes 200,00 EUR Obersteigt. 
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Gründe: 

1. 

Der Antragsteller wendet sich im Ei1verfahren gegen seine mittlerweile vollzogene Ab­

schiebung und begehrt, sofort zum Zweck der Eheschließung nach Deutschland zurück­

kehren zu dürfen. 

Der Antragsteller wurde am  1987 im Kosovo geboren und ist kosovarischer Staats­

angehöriger . Er ist mit der am  1991 geborenen_österreichischen Staatsangehöri-

gen Frau verlobt, die in Hamburg lebt. 

Am  2015 reiste er ohne Visum, aber mit gültigem Nationalpass, in das Bundes­

gebiet ein und zog zu seiner Verlobten. 

Nachdem sich die Verlobten bereits .im August beim zuständigen Standesbeamten nach 

den Formalien einer Eheschließung erkundigt hatten, meldeten beide am 9. Dezember 

2015 die Eheschließung beim Standesamt Eimsbüttel an. Der Antragsteller erhielt darüber 

eine Bescheinigung, die auswies, dass der Bearbeitungsstand die Urkundenüberprüfung 

durch die deutsche Botschaft sei. Ein Termin zur Eheschlleßung sei noch nicht bestimmt. 

Mit Formularantrag vom 4. Februar 2016 begehrte der Antragsteller persönlich die Ertei­

lung eines Aufenthaltstitels. Er macht dazu geltend, bei seiner Vorsprache auch einen 

anwaftlichen Schriftsatz seines Prozessbevollmächtigten vom 3. Februar 2016 vorgelegt 

zu haben, mit dem zum Zweck der Eheschließung eine Dufdung beziehungsweise eine 

GrenzObertrittsbescheinigung begehrt wird. Dieses Schreiben befindet sich nicht in der 

Sachakte. 

Im Rahmen einer Anhörung am 22. Februar 2016 erklärte der Antragsteller , dass er In 

Deutschland seine Verlobte heiraten und sich deshalb hier aufhalten wolle. 

Mi1 Verfügung vom 22. Februar 2016 wurde der Antragsteller unter Abschiebungsandro­

hung aufgefordert, das Bundesgebiet bis zum 17. März 2016 zu verlassen. Dem Antrag­

steller wurde eine hierauf datierte Grenzübertrittsbescheinigung ausgestellt. 
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Mit weiterer Verfügung vom 23. Februar 20~~ wurde der Antrag auf Erteilung einer Auf­

enthaltserlaubnis abgelehnt: Die Erteilung e.irer Aufenthaltserlaubnis setze voraus, dass 

der Ausländer mit dem erforderlichen Visum. ~ingereist sei. Das sei hier nicht der Fall. Es 

gebe auch keinen Grund, vom Visumverfah,-en abzusehen, da den Verlobten eine vo­

rübergehende Trennung zumutbar sei. Außerdem sei die Eheschließung nicht belegt wor­

den. Sie stehe deshalb nicht unmittelbar be!ivor. Ebenfalls seien keine Gründe für eine 

humanitäre Aufenthaltserlaubnis ersichtlich. 

Am 21. März 2016 fragte die Antragsgegne~n beim zuständigen Standesbeamten per E­

Mail nach dem Stand des Eheschließungs~l rfahrens. Dieser teilte mit, dass die Ehe­

schließung angemeldet sei. Derzeit würden ,,ie eingereichten Unterlagen von einem be­

auftragten Anwalt der deutschen Botschaft vpr Ort überprüft. Nach Abschluss des dorti-
• 1·1 

gen Verfah.rens erhalte er einen Prüfbericht. 1
1 

uf dieser Grundlage würde er noch die not-

wendige Befreiung beim Hanseatischen O · rlandesgericht beantragen. Eine anschlie­

ßende telefonische Nachfrage beim Standes eamten ergab, dass die Überprüfung rund 4 

Monate dauere, so dass der Bericht der Bot ;~haft im laufe des Aprils 2016 erwartet wer­

de. Danach gingen die Unterlagen an das O >'~rlandesgericht. Am 22. März 2016 vermerk- . 

te die Antragsgegnerin, dass ihrer Ansicht eh die Eheschließung nicht unmittelbar be-
i 

vorstehe. Es solle deshalb die Ausreisepfli • t des Antragstellers durchgesetzt werden, 

ohne dass ihm dieses vorher angekündigt w 
1
:.de. 

Spätestens. am 21. März 2016 (nach eigenery r. ngaben bereits mit Schreiben vom 3. März 

2016) legte der nun anwaltlich vertretene .Aj~tragsteller mit Schreiben vom selben Tage 

gegen die Ablehnung der Aufenthalts.erlaubrJi~ Widerspruch ein ·und beantragte, ihm zum 

Zweck der Eheschließung eine Duldung ay,zustellen: Er ·habe doch gar keine Aufent­

haltser1aubnis, sondern eine Duldung beantragt. Mit der Anmeldung der Eheschließung 

beim Standesamt stehe die Eheschließung unmittelbar bevor, denn die Verlobten hätten 

sämtliche erforderlichen Unterlagen vorgeleg~ Der Eheschließung stehe lediglich die Ent­

scheidung des Oberlandesgerichts über die ~efreiung von der Beibringung des Ehefähig­

keitszeugnisses entgegen, auf deren Dauer er keinen Einfluss habe. E~ habe damit einen 

Anspruch auf Erteilung einer Duldung unmitt, lbar aus Art . 6 GG. Sofern nicht bis zum 23. 

März 2016 die Duldung erteilt worden sei, w,rcte ein Antrag auf Erlass einer einstweiligen 

Anordnung beim Verwaltungsgericht gestellt ! rden. 

1 
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Mit Widerspruchsbescheid vom 7 . . April 2016, zugestellt per Fax am gleichen Tag, wies 

die Antragsgegnerin den Widerspruch bestandskräftig aus den Gründen der angefochte­

nen Entscheidung zurück. 

Über den Duldungsantrag wurde nicht entschieden. 

Mit einem bereits am 2. Mai 2016 verfassten Bescheid, der dem Antragsteller persönlich 

erst im Zusammenhang mit der Abschiebung ausgehändigt werden sollte, teilte die An­

tragsgeQnerin mit, dass vorgesehen sei, ihn abzuschieben . Das im Falle der Abschiebung 

entstehende Einreise- und Aufenthaltsverbot werde nach § 11 Abs . 2 und 3 AufenthG auf 

2 Jahre ab dem Zeitpunkt der Abschiebung befristet: Diese Frist sei hier verhältnismäßig 

und könne gegebenenfalls verkürzt werden, wenn die Abschiebungskosten erstattet wor­

den seien und besondere Umstände eine Verkürzung erforderten. Eine Kopie der Verfü­

gung sollte gleichzeitig dem Antragstellervertreter per Fax zugehen. 

Der Antragsteller reiste nicht aus, sondern betrieb das Eheschließungsverfahren weiter . 

Der zuständige Standesbeamte teilte den Verlobten per E-Mail vom 6. Mai 2016 mit , dass 

ihm die nötigen Urkunden von der Botschaft noch nicht aus dem Kosovo übermittelt wor­

den seien. Durch weitere E-Mail vom 22. Juni 2016 teilte das Standesamt mit, dass die 

Botschaft nunmehr mitgeteilt habe, dass das Verfahren jetzt abgeschlossen werden kön­

ne, es aber noch etwas dauern werde, bis die Dokumente beim Standesamt eintreffen . 

würden. Leider sei inzwischen das Ehefähigkeitszeugnis der Verlobten des Antragstellers 

abgelaufen. Gefragt wurde, ob sie die Möglichkeit habe, sich ein neues ausstellen zu las­

sen. Dieses könne auch durch das Standesamt beantragt werden. Am 30. Juni 2016 traf 

das neue Ehefähigkeitszeugni~ der Verlobten des Antragstellers beim Standesamt ein. 

Nachdem sich die Vorbereitung de·r Abschiebung des Antragstellers mehrfach verzögert 

hatte, erteilte die Leiterin der Abteilung für Angelegenheiten des Einwohner-Zentralamtes 

Frau Scherwath mit Verfügung vom 20. Juni 2016 nach§ 25 HmbVwVG die Erlaubnis, die 

Vollstreckung der Abholung des Antragstellers am 28. Juni 2016 in der Nachtzeit vorzu­

nehmen. Die Vollstreckungsmaßnahme in der Nachtzeit sei erforderlich, da die betroffene 

Person am 28. Juni 2016 gegen 3:00 Uhr aus der Wohnung abgeholt und um 8:00 Uhr 

der Bundespolizei am Flughafen Hamburg zur Durchführung der Rückführung überstellt 

werden solle. Hierauf wurde der hiervon überraschte Antragsteller am 28. Juni 2016 

nachts in der Wohnung seiner Verlobten abgeholt und zum Zweck der Abschiebung zum 

Flughafen Hamburg transportiert . Ausweislich des Kurzberichts der u.a. für die Abholung 
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des Antragstellers zuständigen Beamten en · ete deren Dienst am 28. Juni 2016 um 4:00 

Uhr. Ausweis.lieh des nur · von den Bedien
1

T eten der Antragsgegnerin unterzeichneten 

Empfangsbekenntnisses wurde um 5:03 Uhn versucht, dem Antragsteller persönlich den ' . 

Bescheid über die Befristung der Wirkung d~r Abschiebung auszuhändigen. Er habe je­

doch die Annahme des Schriftstücks verweig~rt. Dieses blieb ausweislich des Empfangs­

bekenntnisses "in Hamburg" zurück. 
1 

! 

An diesem  2016 um kurz vor 9:00 U~r morgens hat der Antragsteller per Fax bei 

Gericht beantragt, die Antragsgegnerin im I'' ege der einstweiligen Anordnung zu ver­

pflichten , seinen Aufenthalt bis zur Eheschli~: ung zu dulden: Er habe einen Anspruch auf 

Duldung zum Zweck der kurz bevorstehend :_ n Eheschließung. Der Standesbeamte habe 

telefonisch mitgeteilt, dass die Unterlagen : · ber das Auswärtige Amt in Berlin an das 

Standesamt in Hamburg weitergereicht wür1 n. Nach Eingang der Unter1agen könne die 

~he~chließung sofort term_;niert wer~en. Soij ~~ das Ehefähigkeitszeugnis der Verlobten 

1nzw1schen abgelaufen sei, werde die Akt hs1erung durch das Standesamt veranlasst 

werden . Eine Eheschließung stehe unmitt ar bevor, wenn der Eheschließungstermin 

feststehe oder jedenfalls verbindlich besti mbar sei. Das Hamburgische Oberverwal­

tungsgericht habe hierzu ausgeführt, dass · r Schutz vor Abschiebung wegen einer be­

vorstehenden Eheschließung nicht deshalb ~ersagt werden könne, weil den Termin der 

Eheschließung noch nicht bestimmt sei, we ~ die Verlobten alles Erforderliche getan hät­

ten, um die Voraussetzungen der Eheschli ung herbeizuführen. Dies sei hier der Fall, 

weil l~diglich die durch die deutsche Ausla l svertretung überprüften Unterlagen fehlten, 

die jedoch jetzt auf dem Weg zum Stande~ mt seien. Es könne nicht zu seinen Lasten 

gehen, wenn die deutsche Botschaft das Vf
1 

ahren derart verzög_ere. Mit der Eheschlie­

ßung werde er, abgeleitet von seiner Ehefra4, die Unionsbürgerin sei, ein gemeinschafts­

rechtliches Aufenthaltsrecht erhalten, so dass ihm eine - rein deklaratorische - Aufent­

haltskarte auszustellen sei, die eine ArbeitSQenehmigung beinhalte. Einer Aufenthaltser­

laubnis bedürfe er nicht. Die Sache sei sehr ,nbedürftig, weil die Antragsgegnerin ihn um 

Mitternacht zuhause abgeholt und zum Flug afen gebracht habe: Die Abschiebung solle 

um die Mittagszeit erfolgen. 

1 

Gegen 12:00 Uhr erreichte der Antrag die z~ tändige Kammer. Hiernach erfolgte telef9ni-

sche Recherchen bei der Antragsgegnerin e, aben, dass das Flugzeug, mit dem der An­

tragsteller abgeschoben werden sollte, bei j Boarding sei, weil der Charterflug um 13:00 

Uhr starten solle. Vor diesem Hintergrund s die Kammer davon ab, in Form einer Zwi-
. 1 

1 
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schenverfügung förmlich über einen Abschiebestopp zu entscheiden, zumal ein Anord­

nungsanspruch nicht auf der Hand liege. 

Einen Tag nach der Abschiebung, am i 2016, trafen die dort von der deutschen 

Botschaft nicht beanstandeten Urkunden aus Pristina beim Standesamt ein. Da der zu­

ständige Standesbeamte Urlaub hatte, übersandte er die Unterlagen erst am  2016 

an das Hanseatische Oberlandesgericht zum Zweck der Befreiung des Antragstellers von 

der Beibringung eines Ehefähigkeitszeugnisses. Diese Befreiung wurde am 5. August 

2016 erteilt Hierauf teilte der Standesbeamte dem Antragsteller mit, dass die Eheschlie­

ßung nun vorgenommen werden könne. 

Bereits mit Schriftsatz vom 13. Juli 2016 beantragt der Antragsteller, die Antragsgegnerin 

nunmehr im Wege der einstweiligen Anordnung zu verpflichten, ihm im Wege der Folgen­

beseitigung zu ertauben, nach Deutschland zurückzukehren , und die Sperrwirkung der 

vollzogenen Abschiebung zu löschen: Das Verwaltungsgericht habe vor seiner Abschie­

bung kei.nen effektiven Rechtsschutz gewährt. Seine Abschiebung sei jedoch offensicht­

lich rechts~drig gewesen und durch den Vollzug drohe ihm ein schwerer und nicht ohne 

weiteres gutzumachender Nachteil, da seine Eheschließung im Bundesgebiet vereitelt 

werde und gegebenenfalls eine Einreisesperre drohe. Seine Abschiebung sei bereits 

rechts~idrig, weil ihr keine Befristungsentscheidung nach § 11 Abs. 2 S. 4 AufenthG vo: 

rausgegangen sei. Diese nationale Vorschrift stehe im Übrigen nicht in Einklang mit der 

Richtlinie 2008/115/EG über gemeinsame Normen und Verfahren in den Mitgliedstaaten 

zur Rückführung illegal aufhältiger Drittstaatsangehöriger, der ein anderes Konzept zu 

Grunde liege l;Jnd deren Umsetzungsfrist am 24. Dezember 2010 abgelaufen sei. Hier­

nach sei das Einre.iseverbot stets mit einer bestimmten zeitlich begrenzten Geltungsdauer 

auszusprechen, die in Anbetracht der Umstände des jeweiligen Einzelfalles festzusetzen 

sei. § 11 Abs. 2 AufenthG sei deshalb unionsrechtkonform dahingehend anzuwenden. 

dass die Befristungsentscheidung spätestens einen _Tag vor dem Vollzu_g der Abschie­

bung getroffen und bekannt gegeben werden müsse. Die. deshalb rechtswidrige Abschie­

bung könne daher auch nicht die gesetzliche Sperrwirkung des § 11 Abs. 1 S. 1 und 2 

AufenthG auslösen. Ferner sei die Abschiebung rechtswidrig gewesen, weil er im Hinblick 

auf die nach der Rechtsprechung des Hamburgischen Oberverwaltungsgerichts unmittel­

bar bevorstehende Eheschließung einen Anspruch auf Duldung gehabt habe. Die Ehe­

schließung sei angemeldet gewesen, das Überprüfungsverfahren sei zum Zeitpunkt der 

Abschiebung bereits erfolgreich abgeschlossen gewesen und lediglich das Oberlandesge­

richt habe über die Befreiung von der Beibringung des Ehefähigkeitszeugnisses entschei-
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den müssen. Eine ihm deshalb zustehende ~uldung habe er bereits mit Schriftsatz vom 2. 

Februar 2016 und dann nochmals zusammeQ mit dem Wide,spruch gegen die Verfügung 

vom 22. Februar 2016 beantragt. Die Antrag~egnerin habe ihm im Folgenden keine Dul­

dungsbescheinigung ausgestellt und den D~l~ungsantrag auch nicht beschieden. Sie ha­

be ihn anlässlich mehrerer Vorsprachen wegGeschickt, ohne ihm ein Papier auszustellen. 

Schließlich sei die Abschiebung ohne Ankündigung unverhältnismäßig, weil sie jeglichen 

Rechtsschutz vereitelt habe. Er habe vor der .Abschiebung mit einer förmlichen Entschei­

dung über seinen Duldungsantrag rechnen ~ürfen. Jedenfalls habe die Antragsgegnerin 

ihn bis zur Abschiebung tatsächlich geduld~t. da das AufenthG grundsätzlich keinen 

Raum für einen ungeregelten Aufenthalt einei> Ausländers lasse. Schon dann, wenn sich . : 

herausstelle, dass die Abschiebung nicht oh~e V13rzögerung durchgeführt werden könne, 
1 

sei eine Duldung zu erteilen. Er habe deshalti, einen An~pruch auf Erteilung einer Duldung 

jedenfalls für den Zeitraum gehabt, den sein• Abschiebung aus rechtlichen oder tatsächli­

chen Gründen unmöglich gewesen sei. Au~: § 58 Abs. 1 S. 8 AufenthG, der vors~he, 

dass die Behörde den genauen Termin der , schiebung nicht mehr bekannt geben dürfe, 

solle nicht die Gewährung effektiven Rechts~
1

thutzes vereiteln, so dass die ~ehörde nicht 

daran gehindert sei, einen Antrag auf Duld ~g rechtzeitig abzulehnen und die Entschei-
.1 

dung über die Befristung für den Fa.II der Ab I: hiebung rechtz~itig vor~er bekanntzugeben. 

Er habe deshalb Anspruch darauf, 1m Wege er Folgenbese1t1gung wieder nach Deutsch­

land gebracht zu werden bzw. die Erfaubnis I u erhalten, zum Zweck der Eheschließung 

wieder einreisen zu dürfen. 

Die Antragsgegnerin tritt dem Begehren entg ' gen: Die Sache sei erfedigt. Für die Gewäh-
1 

rung einer Betretenserlaubnis im Eilverfahre i ägen keine ausreichenden Gründe vor. 

Am i August 2016 legte der Antragstellerva1reter für den Antragsteller Widerspruch ge­

gen die Befristungsentscheidung vom 2. M~I 2016 ein. Er bitte um Übersendung jener 

Verfügung und beantrag~ vorsorglich Wiedetfinsetzung in den vorigen Sta~d. Au~erdem 

wurde beantragt, die Rechtswidrigkeit der ~schiebung vom 28. Juni 2016 festzustellen 

und die Sperrwirkungen in den Registern zu. löschen. Ferner beantragte er, dem Antrag-, 

steiler eine Betretenserfaubnis zu erteilen unp ihm die Einreise zu ermöglichen: Die Ab­

schiebung sei rechtswidrig, weil ihr keine Befristungsentscheidung vorangegangen sei, 

der Antragsteller einen Anspruch auf Duldupg gehabt habe und die überfallartige Ab­

schiebung jede Möglichkeit vereitelt hätte, efektlven Rechtsschutz zu erlangen. Sie sei 

daher unverhältnismäßig. Der Versuch, ihm d13n Befristungsbescheid persönlich zuzustel-
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len, sei wegen der Annahmeverweigerung gescheitert. Auch seinem Bevollmäc~tigten sei 

keine Kopie zugeleitet worden. 

Mit Schreiben vom 26. August 2016 hat das Gericht den Beteiligten unter Erläuterung 

seiner vorläufigen Sicht der Sach- Rechtslage eine vergleichsweise Einigung vorgeschla­

gen. 

Während sich der Antragsteller damit einverstanden erklärt hat, hat die Antragsgegnerin 

eine gütliche Einigung abgelehnt: Der Antragsteller sei spätestens im August 2015 illegal 

eingereist und halte sich seither illegal in Deutschland auf. Bereits aus dem Visumverstoß 

habe sich seine vollziehbare Ausreisepflicht ergeben. Nach Ablauf der Ausreisefrist habe 

sie den Antragstellervertreter mit Schreiben vom 22. März 2016 hierauf hingewiesen und 

zeitgleich den Vollzugsauftrag erteilt. Den Abschiebungstermin dürfe sie nicht mehr mittei­

len. Auch habe sie nicht die Verpflichtung gehabt, zunächst über den schriftlichen Dul­

dungsantrag des Antragstellervertreters schriftlich zu entscheiden. Es genüge auch kei­

neswegs, wenn sich der Ausländer über seinen Bevollmächtigten bei der Behörde melde. 

Er sei vielmehr verpflichtet, seinen Duldungsantrag persönlich zu stellen. Der Antragstel­

ler habe sich seit seiner letzten Vorsprache vom 22. Februar 2016 nicht wieder gemeldet. 

Die Befristungsentscheidung sei in der Wohnung bei Abholung des Antragstellers zurück-
. . 

gelassen worden. Da§ 11 Abs. 2 S. 4 AufenthG festlege, dass die Befristung spätestens 

bei der Abschiebung vorgenommen werden könne, dürfe die Aushändigung des Befris­

tungsbescheids auch noch während der Abschiebung erfolgen. Die Erlaubnis der Leiterin 

der Ausländerbehörde vom 20. Juni 2016 habe nicht nur die Vollstreckung der Abholung 

zur Nachtzeit, sondern als Teil der Vollstreckungsmaßnahmen auch die Aushändigung 

der Befristungsentscheidung umfasst. Zwar habe der Antragsteller die Unterschrift ver­

weigert. Dies sei aber unschädlich. Jedenfalls habe er formell Kenntnis von der Befristung 

und hätte sogleich gegenüber dem aushändigenden Beamten Widerspruch einlegen kön­

nen. Dieser entfalte ohnehin keine aufschiebende Wirkung. Es habe zum damaligen Zeit­

punkt auch noch keine wirksame Vollmacht des Prozessbevollmächtigten gegeben, so 

dass es korrekt gewesen sei, dem Antragsteller selbst die Befristungsentscheidung aus­

zuhändigen. Außerdem widerspreche sie, die Antragsgegnerin, der Umstellung des An­

trags von einer Duldung auf Folgenbeseitigung. Hierbei handele es sich um einen ande­

ren Streitgegenstand. Insoweit müsse auch ein gesondertes Vorverfahren durchgeführt 

werden. Der Umstellung des Antrags werde daher entschieden widersprochen. Das ur- · 

sprüngliche Begehren habe sich mit der Aufenthaltsbeendigung erledigt. Sie sei auch 

nicht bereit, dem Antragsteller kurzfristig eine Betretenserlaubnis zu geben, da zum einen 
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die tatbe$tandlichen Voraussetzungen hierf9r nicht vorlägen und zum anderen aus sei-

nem Verhalten geschlossen werden müsse, .4ass er die Einreise zum unerlaubten Dauer­

aufenthalt nutzen werde . Die Eheschließung . müsse nicht notwendigerweise im Bundes­

gebiet erfolgen. Der Antragsteller könne aucf in seinem Heimatland oder im Heimatland 

seiner Verlobten heiraten. Nach erfolgter E~ schließung könne dann ein Antrag auf Ver-

kürzung der Sperrfrist gestellt werden. . 

Der Antragstellervertreter macht hierauf er ; ,~nzend geltend, eine· anwaltliche Vollmacht 

sei bereits zusammen mit einem von ihm ve , ssten schriftlichen Antrag auf Duldung vom 

Antragsteller P!3rsönlich am 4. Februar 2016 1 i. der Antragsgegnerin eingereicht worden . 

Auch treffe es nicht zu, dass die Befristun~' entscheidung während der Abschiebung in 

der Wohnung des Antragstellers zurückgela '. en worden ~ei. Insoweit versichere dessen 

Verlobte, die bei seiner Abholung gegenwä .' gewesen sei, an Eides statt, dass damals 

nichts in der Wohnung zurückgelassen wordT sei. 
l 

II: 

Die Umstellung des Antragsbegehrens von, einer auf vorläufige Duldung gerichteten 

einstweiligen Anordnung auf eine auf Rüc~~olung des Antragstellers aus dem Kosovo 

gerichteten einstw~iligen Anordnung begeq
1 

et keinen Bedenken. Nach § 91 Abs . 1 

VwGO analog ist die Änderung des Antrag gegenstandes bereits dann zulässig, wenn 

das Gericht diese Änderung für sachdienlich , ält. Aufgrund des Umstandes, dass sich der 

auf Duldung gerichtete Antrag durch die Abs hiebung des Antragstellers erledigt hatte, ist 
j 

es sachdienlich, nunmehr das :Verfahren ml i em Ziel der Rückholung des Antragstellers 
1 

fortzuführen. In ihren Rechtsschutzinteress1 wird die Antragsgegnerin hierdurch nicht 

beeinträchtigt. schon weil jederzeit ein ent ' rechendes neues Eilverfahren bei Gericht 

hätte anhängig gemacht werden können. S~; eit sie auf die Durchführung ein~s weiteren 

Vorverfahrens verweist , ist dies für eine gen: htliche Eilentscheidung irrelevant, da diese 

auch schon vor der Durchführung eines möl· licherweise nötigen Vorverfahrens getroffen 
1 

werden kann. : ' 
i 

Der Antrag, die Antragsgegnerin im Wege d:er einstweiligen Anordnung zu verpflichten, 

ihm im Wege der Folgenbeseitigung zu erlaut.,en, nach Deutschland zurückzukehren und 

die Sperrwirkung der vollzogenen Abschiebur1i9 zu löschen, ist auch zulässig. 

! 
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Ihm steht insbesondere nicht der nach § 123 Abs. 5 VwGO vorrangige Folgenbeseiti­

gungsanspruch nach § 80 Abs. 5 S. 3 VwGO entgegen, weil zuvor lediglich eine Duldung 

des Antragstellers im Streit war . 

III . 

. 
Der Antrag führt auch in der Sache zum Erfolg. 

Nach§ 123 Abs. 1 S. 2 VwGO ist eine einstweilige Anordnung zur Regelung eines vorläu­

figen Zustands in Bezug auf ein streitiges Rechtsverhältnis zulässig, wenn diese Rege­

lung zur Abwendung wesentlicher Nachteile, zur Verhinderung drohender Gewalt oder 

aus anderen Gründen nötig erscheint. Hierfür ist erforderlich, dass der Antragsteller einen 

Anordnungsgrund und einen Anordnungsanspruch glaubhaft gemacht hat {§ 123 Abs . 3 

VwGO i.V.m. § 920 Abs. 2 ZPO). 

1. Ein Anordnungsgrund ist festzustellen, da der Antragsteller, ab Anfang August 2016 

gerechnet, nur 6 Monate Zeit hat, mit den jetzt in Hamburg vorliegenden Dokumenten hier 

die Ehe zu schließen. Angesichts der Überlastung der deutschen Botschaft im Kosovo 

erscheint es als ausgeschlossen, dass er in diesem Zeitraum noch ein Visum zur Einreise 

zum Zwecke der Eheschließung erhalten kann. Ohne die einstweilige Anordnung würde 

deshalb eine zeitnahe Eheschließung in Hamburg vereitelt werden . Ohne die streitbefan ­

gene .Abschiebung hätte diese bereits stattgefunden. Es ist auch nicht ersichtlich, dass die 

Eheschließung des Antragstell~rs stattdessen nunmehr im Kosovo oder in Österreich in 

kurzer Zeit möglich wäre. In Österreich dürften sich erneut ähnliche Probleme stellen wie 

in Deutschland, d~ dort der Antragsteller ebenfalls ein Einreisevisum benötigt und die zur 

Eheschließung erforderlichen Papiere nochmals beschafft werden müssten. Im Falle einer 

Heirat im Kosovo könnte die Verlobte des Antragstellers zwar visumfrei einreisen, müsste 

aber ihrerseits als Ausländerin eine Reihe von Dokumenten vorlegen. Zudem ist es nach 

den aus dem Internet zugänglichen Informationen der deutschen Botschaft in Pristina 

möglich, dass das zuständige Standesamt auf die Vorlage speziel!er Unterlagen besteht, 

weshalb dies vorab geklärt werden muss. Da die Verlobten bereits seit mehr als e.inem 

Jahr versuchen, miteinander die Ehe zu schließen, erscheint ein längeres weiteres Zuwar­

ten vor dem Hintergrund des Schutzes der Ehe als nicht zumutbar. 
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2. Auch liegt nach der im Eilverfahren mögliqhen Prüfung ein Anordnungsanspruch vor. 

Dieser muss mit hoher Wahrscheinlichkeit J~geben sein , da die Verpflichtung zur Rück­

holung eines Ausländers im Wege einstwe!ligen Rechtsschutzes bereits eine Vo.weg­

nahme der Hauptsache darstellt. Einern soihen Antrag kann deshalb nur stattgegeben 

werden, wenn dies zur Gewährung effektiv I Rechtsschutzes, insbesondere zur Verwirk­

lichung von Grundrechten, unabweisbar ist, , . h. wenn die sonst zu erwartenden Nachtei­

le für den Antragsteller ·unzumutbar und im Hauptsacheverfahren nicht mehr zu beseitigen 

wären . Dies setzt neben der Glaubhaftmatf ung einer besonderen Eilbedürftigkeit eine 

weit überwiegende Wahrscheinlichkeit einej , Erfolgs in der Hauptsache voraus (vgl. OVG 

Nordrhein-Westfalen, Beschluss vom 22.10r 014, 18 B 104114, juris Rn. 4; Sächs. OVG, 

Beschluss vom 14.12.2011, 3 B 244111,jurisRn . 5). 

Streitgegenstand dieses Eilverfahrens ist ~~r vom Antragsteller geltend gemachte An­

spruch auf sofortige nRückholung" aus dem l!(osovo durch Gewährung der Erlaubnis, um­

gehend zum Zweck der Eheschließung wie~fr nach Deutschland ~inreisen zu dürfen . Ein 

solcher im Gesetz nicht ausdrücklich normi~if er, sondern gewohnheitsrechtl ich begründe­

ter Folgenbeseitigungsanspruch setzt gene~~II voraus, dass durch einen hohe~tlichen Ein­

griff - hier die Abschiebungsmaßnahme - ein subjektives Recht des Betroffenen verletzt 

worden und dadurch für diesen ein andaui fider rechtswidriger Zustand entstanden ist, 

dessen Beseitigung tatsächlich und rechtli möglich ist (vgl. mit weiteren Nachweisen 

OVG Nordrhein-Westfalen, Beschluss vom ! 2.10.2014, 18 B 104114, juris Rn. 6 ff.; VG 

Berlin, Urteil vom 25.2.2015, 24 K 14.15, juris Rn. 71 ff.). Der Folgenbeseitigungsan­

spruch knüpft mithin nicht allein an die Reclswidrigkeit des Eingriffsaktes an, sondern an 

die Rechtswidrigkeit des dadurch gesch enen Zustandes . Ein Anordnungsanspruch 

setzt deshalb voraus, dass nicht nur die : bschiebung rechtswidrig erfolgt ist, sondern 

dass der Abgeschobene - wäre die Abschie~ung nicht erfolgt - einen Anspruch auf Ertei­

lung einer Au.fenthaltserlaubnis oder zumin,·~st auf weitere Duldung g~habt hätte. Dies ist 

hier beides anzunehmen. : 1 

a. Die am 28. Juni 2016 vollzogene Abschi,~ ung des Antragstellers litt voraussichtlich an 

durchgreifenden formalen Mängeln. [i [ 
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Nach vorläufiger Prüfung fehlte es bereits an der nach neuem nationalen Recht (§ 11 Abs. 

2 S. 4 AufenthG) spätestens bei der Abschiebung gebotenen Befristung der Sperrwirkung 

der Abschiebung. Die vom Antragstellervertreter angesprochene Frage, ob die Rückfüh­

rungsrichtlinie 2008/115/EG aus Rechtsschutzgründen nicht sogar einen größeren zeitli­

chen Abstand zwischen der Bekanntgabe der Befristungsentscheidung und der Durchfüh­

rung der Abschiebung verlangt; stellt sich deshalb vermutlich nicht. 

Unzweifelhaft wurde die Befristungsentscheidung - ein eigenständiger Verwaltungsakt 

(grundlegend BVerwG, Urteil vom 10.7.2012, 1 C 19111, BVerwGE 143, 277 ff., juris Rn. 

30 ff.) - nicht bereits der bestandskräftig gewordenen Abschiebungsandrohung im Be­

scheid vom 22. Februar 2016 beigefügt. 

Nach der im Eilverfahren möglichen Prüfung wurde die Befristungsentscheidung dem An­

tragsteller auch später nicht bekannt gegeben (§ 41 HmbVwVfG) und ist damit nicht wirk­

sam geworden (§ 43 Abs. 1 S. 1 HmbVwVfG). 

Die hier versuchte Bekanntgabe durch Zustellung in Form der persönlichen Übergabe ist 

nicht wirksam erfolgt. Sofern eine Bekanntgabe mittels Zustellung erfolgen soll, gelten die 

Vorschriften des Verwaltungszustellungsrechts (§ 41 Abs. 5 HmbVwVfG). Ausweislich des 

in der Sachakte enthaltenen Empfangsbekenntnisses wurde versucht, dem Antragsteller 

die bisher zurückgehaltene Befristungsentscheidung vom 2. Mai 2016 bei seiner Abschie­

bung am 28. Juni 2016 persönlich zu übergeben. Dies ist eine gemäß § 1 Abs. 1 

HmbVwZG in Verbindung mit § 5 VwZG grundsätzlich mögliche Zustellungsmethode. 

Insoweit gilt aber die Besonderheit, dass nach § 5 Abs. 3 VwZG zur Nachtzeit, das heißt 

zwischen 21 :00 und 6:00 Uhr, eine solche Zustellung im Inland nur mit schriftlicher oder 

elektronischer Erlaubnis des B.ehördenleiters erfolgen darf. Diese Ertaubnis ist zudem bei 

der Zustellung abschriftlich mitzuteilen. Eine Zustellung, bei der diese Vorschriften nicht 

beachtet wurden, ist nur wirksam, wenn die Annahme nicht verweigert wird . 

. Hier wurde ausweislich des Empfangsbekenntnisses um 5:03 Uhr versucht, dem Antrag­

steller den Bescheid zu übergeben. Eine Erlaubnis der Behördenleiterin, zur Nachtzeit 

zuzustellen, ist nicht ersichtlich. Zwar hat die Behördenleiterin am 20. Juni 2016 nach § 25 

HmbVwVG die Erlaubnis erteilt, die Vollstreckung durch Abholung des Antragstellers am 

28. Juni 2016 In der Nachtzeit vorzunehmen. Dies umfasst jedoch nicht auch die Zustel­

lung der Befristungsentscheidung zur Nachtzeit. Diese ist in der Verfügung der Behörden„ 
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leiterin nicht ausdrücklich erwähnt. Diese Zu ' tellung ist auch nicht zwingender Bestandteil 

einer Abschiebung. Vielmehr kann die Befri' ungsentscheidung zu jeder Zeit vor der Ab­

schiebung zugestellt werden. Wenn sie erst1 mit einer Abschiebung zur Nachtzeitzuge­

stellt werden kann, weil dies zuvor no~ nir t geschehe·n ist, muss die Behördenleiterin 

auch hierfür ei_ne Erlaubnis erteilen. Im Ubri · n wäre die Zustellung selbst dann nicht oh­

ne Formfehler erfolgt, wenn die Erlaubnis : er Behördenleiterin vorgelegen hätte. Denn 

nach § 5 Abs. 3 S. 3 VwZG ist diese Erlaubl!l.s bei der Zustellung abschriftlich mitzuteilen. 

Dafür, dass dieses erfolgt wäre, ist in der ~achakte nichts ersichtlich und auch die An-, 
tragsgegnerin macht dies nicht geltend. 

Der Antragsteller hat damit die Annahme ~ rechtigt verweigert, so dass eine wirksame 

Zustellung an ihn nicht erfolgt ist. Zwar hätt~ nach § 7 Abs. 1 S. 1 VwZG der Bescheid 

auch an den Antragstellervertreter zugestellt,y.,erden können. Dessen Vertretungsbefugnis 

ist hier nicht zu bezweifeln. Insbesondere 
1

. 'ommt es dafür nicht auf die Vorlage einer 

schriftlichen Vollmacht an, denn nach § 14 bs. 1 S. 3 HmbVwVfG ist eine solche ledig­

lich auf Verlangen schriftlich nachzuweisen. iese Zustellung war zwar beabsichtigt, wur­

de aber dann vergessen. 

Im Übrigen litte die Zustellung voraussichtlh sogar dann an einem Mangel, wenn sie 

nicht zur Nachtzeit erfolgt bzw. wenn sie für ; iesen Zeitraum erlaubt gewesen wäre. Denn 

nach§ 5 Abs. 2 S. 1 VwZG in Verbindung _ § 179 ZPO hätte bei einer-für diesen Fall 

unberechtigten -Annahmeverweigerung daslschriftstück in der Wohnung des Antragstel­

lers zurückgelassen werden müssen. Dies l~t offensichtlich nicht geschehen. Denn der 

Zustellungsversuch kann sich erst nach VeJ ssen der Wohnung ereignet haben, da die 

Beamten, die den Antragsteller aus der WJ nung abgeholt haben, bereits um 4:00 Uhr 

nachts ihren Dienst beendet hatten, der Z~ tellungsversuch aber erst gut eine Stunde 

später erfolgte. Deshalb heißt es in dem Ertlpfangsbekenntnis auch lediglich, dass das 

Dokument in nHamburg" zurückblieb, aber ni~ht in der Wohnung des Antragstellers. Auch 

dies macht eine Zustellung unwirksam, da ~: em Zustellungsadressaten auf diese Weise 

die Möglichkeit genommen wird, die Annah~ verweigerung nochmals zu überdenken und 

Kenntnis vom Inhalt des Schriftstücks zu I' ehmen (vgl. VG Cottbus, Beschluss vom 

8.2.2007. 6 L 15106,juris Rn. 12). · 

Nicht anzunehmen ist, dass entgegen der' : esetzlichen Regelung (vgl. zur G~setzge­

bungsgeschichte Deutscher Bundestag, Dru sache 1814097, S. 35 f) eine nachträgliche 

Bekanntgabe der Befristung den Mangel noc zu heilen vermöchte. 
' 
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Auf das im gerichtlichen Hinweisschreiben vom 26. August 2016 angesprochene Problem, 

dass auch der bis zur Abschiebung unbeschieden gebliebene qualifizierte Duldungsantrag 

der Abschiebung entgegengestanden haben könnte, muss damit nicht mehr eingegangen 

werden. 

b. Zum Zeitpunkt seiner Abschiebung dürfte der Antragsteller nach der im Eilverfahren 

möglichen Prüfung bereits objektiv gesehen einen Anspruch auf Duldung gehabt haben. 

zweifelsfrei war die Duldung substantiiert und mit ausreichender Begründung im Februar 

2016 durch Schriftsatz des Prozessbevollmächtigten bei der Antragsgegnerin beantragt 

worden. Aus dem AufenthG ist nichts dafür ersichtlich, dass eine solche Duldung zum 

Zwecke der Eheschließung nur persönlich und nicht durch Anwaltsschriftsatz beantragt 

werden kann. 

Ein Anspruch auf Aussetzung der Abschiebung wegen der bevorstehenden Eheschlie­

ßung mit einem deutschen Staatsangehörigen oder einem hier Freizügigkeit genießenden 

EU-Bürger und eine daraus resultierende Unmöglichkeit der Abschiebung gemäß § 60a 

Abs . 2 AufenthG wegen der aus Art. 6 GG geschützten Eheschließungsfreiheit (m.w.N. 

BVerfG, Beschluss vom 4.5.1971, 1 BvR 636168, BVerfGE 31, 58 ff., juris Rn. 29) setzt 

voraus, dass die Eheschließung im Bundesgebiet „unmittelbar bevorsteht". Dies ist anzu­

nehmen, wenn der Eheschließungstermin feststeht oder jedenfalls verbindlich bestimmbar 

ist. Sind die Vorbereitungen in dem Verfahren der Eheschließung bereits so weit vorange­

schritten, dass die Anmeldung der Eheschließung vorgenommen wurde, die Verlobten die 

vor dem Standesbeamten geforderte Urkunden beschafft haben und bei der Prüfung . der 

Ehefähigkeit von ausländischen Verlobten ein Antrag auf Befreiung von der Beibringung 

eines Ehefähigkeitszeugnisses gestellt wird, so kommt die Annahme einer unmittelbar 

bevorstehenden Eheschließung in Betracht, wenn dem Standesbe~mten im Hinblick auf 

den gestellten Befreiungsantrag alle aus seiner Sicht erforderlichen Unterlagen vorliegen 

(vgl. OVG Hamburg, Beschluss vom 4.4.2007, 3 Bs 28107, juris Rn. 8, und Beschluss vom 

9.2.2010, 3 Bs 238109,juris Rn. 10). 

Jedenfalls nach der Mitteilung nach§ 13 Abs. 4 S. 1 PStG, dass die Eheschlie~ung vc,r­

genommen werden könne, liegen deshalb die Duldungsvoraussetzungen vor (OVG Ham­

burg, Beschluss vom 9.2.2010, 3 Bs 238109, juris Rn. 12). Dies schließt einen Duldungs-

· ·16-



- 16 -

anspru~ in einem früheren Stadium jedol l nicht aus. Ein vorübergehendes Abschie­

bungsverbot wegen einer geplanten Ehesc~eßung kann auch dann angenommen wer­

den, wenn das Prüfungsverfahren aus Gründen nicht voranschreitet, die nicht auf eine 

Sachprüfung der Pe.rsonenstandsbehörden ~urückzuführen sin~ und ausschl~eßlich in die 

Verantwortungssphäre des Standesamtes, ~es Oberlandesgerichtes oder einer anderen 

für die Eheschließung relevanten Stelle falleq (vgl. OVG Hamburg a.a.0.J. 

Hiernach hat das Eheschließungsverfahrei des Antragstellers zum Zeitpunkt der Ab­

schiebung voraussichtlich schon einen Sta' d gehabt, der einen Anspruch auf Duldung 

begründet hätte. Der Antragsteller und sei : Verlobte hatten die für die Eheschließung 

und insbesondere auch für die Befreiung des Antragstellers von der Beibringung eines 

Ehefähigkeitszeugnisses erforderlichen Urkpnden vollständig beim Standesamt einge­

reich.~. Lediglich die Prüfung durch die deuti~ he Botschaft in Pristina hatte sich durch de­

ren Uberlastung um mehr als 2 Monate gienüber der Prognose des Standesbeamten 

verzögert. Zum Zeitpunkt der Abschiebung waren die Urkunden aber bereits von der Bot­

schaft ohne Beanstandung geprüft worden, (tie elektronische Nachri~ht darüber lag auch 

bereits dem Standesbeamten vor, lediglich1

11 

ie Original-Dokumente waren noch nicht in 

Hamburg angekommen, sondern trafen erst , m Folgetag beim hiesigen Standesamt ein. 

' 1 

Es fehlte damit zum Zeitpunkt der Abschiebung für den Antragsteller nur noch die Ertei­

lung der Befreiung von der Beibringung ei1:f s Ehefähigkeitszeugnisses durch das Ober­

landesgericht (offen bislang dazu OVG Ha1~ urg, Beschluss vom 9.2.2010, 3 Bs 238109, 

juris Rn. 13). Diese dauert oft nur·wenige lf +ge, und nach der positiven Prüfung der vor­

gelegten Urkunden durch eine deutsche Botschaft war mit Verzögerungen nicht zu rech-
. . 

nen. Auch hier hat das Oberlandesgerichtr· nur gut eine Woche für die Befreiung ge­

braucht. Dass mittlerweile auch die Verlobt~!. es Antragstellers ein neues österreichisches 

Ehefähigkeitszeugnis brauchte, da das a1teJ1 ufgrund der langen Dauer des Prüfungsver-
' 1 

fahrens in Pristina abgelaufen war, bede"J1ete keine weitere Verzögerung, da dieses 

schnell beschafft werden konnte und bere~ einen Tag nach den Original-Dokumenten 

des Antragstellers beim Standesamt einginl i 

Angesichts der Zeitspanne von knapp eine~ halben Jahr, die derzeit ~ie Prüfung der für 

eine Eheschließung eines kosovarischen Staatsangehörigen in Deutschland erforderli­

chen vollständigen Dokumente durch die d,1~· tsche Botschaft in Pristina dauert und die der 

heiratswillige Ausländer nicht verkürzen· kai l , wäre es unverhältnismäßig, wenn der Aus­

länder nach erfolgreichem Abschluss der -=, .. ung für die dann noch benötigte kurze Zeit 
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bis zur Freigabe der Eheschließung durch den Standesbeamten nach § 13 Abs. 4 S. 1 

PStG nicht geduldet würde. Die bislang durch verschiedene Stellen aufwändig vorbereite­

te Eheschließung in Deutschland würde durch eine Abschiebung praktisch bis auf weite-
. . 

res verhindert, da eine legale Wiedereinreise aus dem Kosovo innerhalb der 6-Monats-

Frist des§ 13 Abs. 4 S. 3 PStG nicht in Betracht zu ziehen ist. Zwar trifft es in den Fällen 

einer Duldung zum Zweck der Eheschließung regelmäßig zu, dass der heiratswillige Aus- . 

länder in vorwerfbarer Weise illegal eingereist ist, sich jedenfalls aber ohne Aufenthaltsti­

tel in Deutschland aufhält. Dieser Rechtsverstoß kann jedoch mit Mitteln des Ordnungs­

widrigkeiten- oder Strafrechts ausreichend geahndet werden. Die einwanderungspoliti­

schen Belange, die hier allein die Abschiebung des Antragstellers rechtfertigen könnten, 

haben dermaßen kurz vor der möglichen Eheschließung hinter dem Schutz der Ehe­

schließungsfreiheit zurückzutreten. 

Für die Antragsgegnerin kam der Umstand, dass zum Zeitpunkt der Abschiebung die 

Eheschließung kurz bevorstand und der Antragsteller in den Duldungsanspruch "hinein­

gewachsen" war, auch nicht unerwartet. Auf den Duldungsantrag des Antragstellers hin 

hatte die Antragsgegnerin zuletzt am 21. März 2016 beim zuständigen Standesbeamten 

nach dem Stand des Eheschließungsverfahrens gefragt. Sie hatte damals erfahren, dass 

die vom Antragsteller eingereichten Unterlagen aktuell in Pristina geprüft würden. Der 

Standesbeamte meinte, der Bericht der Botschaft werde im laufe des April 2016 erwartet. 

Danach gingen die Unterlagen an das Oberlandesgericht. Nach dieser Auskunft war bei 

regulärem Verlauf zu erwarten, dass vielleicht schon Ende April, jedenfalls aber im Mai 

2016 der Standesbeamte dem Antragsteller nach _§ 13 Abs. 4 S. 1 PStG mitteilen würde, 

dass die Eheschließung jetzt binnen der nächsten 6 Monate vorgenommen werden kön­

ne. Ab dieser Mitteilung hätte nach der Rechtsprechung unzweifelhaft ein Anspruch auf 

Duldung bestanden (OVG Hamburg, Beschluss vom 9.2.2010, 3 Bs 238109, juris Rn. 12). 

Aus dem Umstand, dass sich der Antragsteller inzwischen nicht gemeldet hatte, konnte 

lediglich geschlossen werden, dass er noch nicht geheiratet hatte. Da die Anspruchsvo­

raussetzungen für eine Aufenthaltserlaubnis wegen Familienzusammenführung oder für 

eine Aufenthaltskarte nach § 5 Abs. 1 FreizügG/EU noch nicht vorlagen, konnte er noch 

keine ehebezogenen Aufenthaltsrechte beantragen. 

Keinen Zweifeln unterliegt auch, dass der Antragsteller, wäre er jetzt in Deutschland, im 

Hinblick auf die hier noch 3 1/2 Monate lang mögliche Eheschließung zu dulden wäre. 

Seit dem 5. August 2016 können der Antragsteller und seine Verlobte in Hamburg über 

einen Zeitraum von 6 IV!onaten nach Vergabe eines Termins heiraten. 
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Aufgrund ihrer formellen Mängel hat die schiebung des Antragstellers kein Einreise-
.. j ·, 

und Aufenthaltsverbot nach§ 11 Abs. 1 Auf~nthG entfaltet, das einer Wiedereinreise ent-

gegenstehen könnte. Die in der mittlerweile ,wohl dem Antragstellervertreter wirksam be:­

kannt gegebene Befristungsentscheidung v9m 2. Mai 2016 verfügte Sperrfrist von 2 Jah­

ren hat damit keir1e rechtliche Bedeutung ~ ' angt, da sie eine rechtmäßige Abschiebung 
f 

voraussetzt. 
1 

1 
Die Entscheidung über die Kosten des Verf rens folgt aus§ 154 Abs. 1 VwGO. 

1 ' 
1 

' 

Der Streitwert beruht auf § 53 Abs. 2 Nr. 1 IT Verbindung mit § 52 Abs. 1 GKG. Insoweit 

ist der in der Hauptsache für ·eine Duldung /r aßgebliche Streitwert von 2.500 € zugrunde 

zu legen, der hier angesic~ts des Eilverfa~~ns nicht halbiert wird, weil die Eilsache die 

Hauptsache praktisch vorwegnimmt. ! 
' . 

1 ' 

'1 

1 
1 

Dr. Rubbert Dr. K pet Rodenbusch 

Für die Richtigkeit der Abschrift 
Hamburg, den 14.10.2016 

Schuster 
als Urkundsbeamtin der Geschäftsstel­
le 
Durch maschinelle Bearbeitung beglaubigt­
ohne Unterschrift gOltig. 
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